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Kleine Anfrage 8464 
 
des Abgeordneten Alexander Steffen   FDP 
 
 
Kommunale Entwicklungshilfe – Eine Aufgabe nordrhein-westfälischer Kommunen? 
 
 
Die Stadt Dortmund pflegt seit 2018 eine Projektpartnerschaft mit der Stadt Dura im 
Westjordanland und hat dabei nach eigener Auskunft „bereits zahlreiche Akzente im Bereich 
Müllentsorgung“ gesetzt.1 Im Rhein-Kreis Neuss reisen auch im Jahr 2026 wieder Mitarbeiter 
der Kreistagsfraktion nach Kolumbien, um dort im Rahmen eines entwicklungspolitischen 
Projekts bei der Installation von Solarkraft zu helfen – gefördert durch Programme von Bund 
und Land.2 Diese Beispiele stehen stellvertretend für ein wachsendes Feld kommunaler 
Aktivitäten, das zunehmend kritisch diskutiert wird: Die kommunale Entwicklungshilfe.  
 
Obwohl Kommunen originär für Aufgaben der Daseinsvorsorge, lokalen Infrastruktur und 
Verwaltung zuständig sind, engagieren sich immer mehr nordrhein-westfälische Städte, 
Gemeinden und Kreise in außen-, sicherheits- und entwicklungspolitisch konnotierten 
Partnerschaften mit dem Globalen Süden. 
 
Hauptakteur ist dabei die „Servicestelle Kommunen in der Einen Welt“ (SKEW)3, getragen von 
der bundeseigenen Engagement Global gGmbH und finanziert vom Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung sowie einzelnen Bundesländern, darunter 
Nordrhein-Westfalen. Die SKEW hat über 200 Mitarbeiter und hat die Aufgabe Fördermittel an 
Kommunen zu vergeben – teils auch zur Schaffung dauerhafter Stellen. Inzwischen nutzen 
rund 1.000 Kommunen in Deutschland diese Angebote. Die zugrundeliegenden Projekte und 
Partnerschaften sind häufig nur punktuell wirksam, ihre Effekte selten robust evaluiert. In der 
Praxis bleiben viele Maßnahmen Pilotprojekte, Leuchttürme oder Sensibilisierungskampagnen 
ohne dauerhafte institutionelle Wirkung im Partnerland. 
 
Die Unterstützung von Entwicklungsländern ist grundsätzlich ein wichtiges Anliegen – doch 
das Instrument kommunaler Entwicklungshilfe erscheint dafür weder effizient noch 
zuständigkeitsgerecht. 
 
Angesichts der sich abzeichnenden kommunalen Finanzkrise stellt sich die Frage, ob 
kommunale Entwicklungshilfe überhaupt eine Aufgabe der nordrhein-westfälischen 
Kommunen ist – oder ob hier durch Förderpolitik von Bund und Land eine 
Aufgabenverschiebung stattfindet, die das Subsidiaritätsprinzip verletzt. Eine Klärung der 

 
1 Vgl. https://www.dortmund.de/themen/internationales/dortmund-international/internationale-
projektpartnerschaften/dura-palaestina/ (letzter Zugriff: 23.07.2026). 
2 Vgl. https://www.rhein-kreis-neuss.de/de/verwaltung-politik/klima-nachhaltigkeit-und-
internationales/kommunalpartnerschaft/ (letzter Zugriff: 23.07.2026). 
3 https://skew.engagement-global.de/ (letzter Zugriff: 23.07.2026). 
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Rolle des Landes Nordrhein-Westfalen in diesem Politikfeld ist notwendig – sowohl in 
finanzieller als auch in politischer Hinsicht. 
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Welche Projekte und Maßnahmen nordrhein-westfälischer Kommunen oder 

kommunaler Verbände im Rahmen entwicklungspolitischer Städte- oder 
Projektpartnerschaften hat das Land Nordrhein-Westfalen in der laufenden Wahlperiode 
bislang finanziell gefördert? 

 
2. In welcher Höhe - bitte unter Angabe des jeweiligen Haushaltstitels – wurden in der 

laufenden Wahlperiode bislang jeweils jährlich Landesmittel für diese Art der Förderung 
verausgabt? 

 
3. Um jeweils welche Art von Fördermaßnahmen - insbesondere hinsichtlich konkreter 

Ausgestaltung, Fördergeber, Anteil des Landes, Laufzeit, Gesamtvolumen, Antrags- und 
Bewilligungsverfahren sowie zuständiger Bewilligungsbehörde - handelt es sich dabei? 

 
4. Nach welchen Kriterien und Verfahren entscheidet die Landesregierung über die 

landeseigene Förderung entwicklungspolitischer Projekte nordrhein-westfälischer 
Kommunen und kommunaler Verbände? 

 
5. Hält die Landesregierung kommunale Entwicklungshilfe für eine sachlich angemessene 

Aufgabe von Städten, Gemeinden und Kreisen im Sinne der kommunalen 
Selbstverwaltung? 

 
 
 
Alexander Steffen 

 


